
Hauptsatzung 
der Gemeinde Rollwitz 

Auf der Grundlage des § 5 der Kommunalverfassung des Landes Mecklenburg­ 
Vorpommern (KV M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 13.11.2011 
(GVOBI.M-V S.777) wird nach Beschluss der Gemeindevertretung Rollwitz vom 
24.10.2019 und nach Anzeige bei der Rechtsaufsichtsbehörde 
nachfolgende Hauptsatzung erlassen: 

§ 1 
Name/Wappen/Flagge/Dienstsiegel 

( 1) Die Gemeinde Rollwitz führt ein Dienstsiegel. 
(2) Das Dienstsiegel zeigt das Wappenbild des Landesteils Vorpommern, den 

pommerschen Greif mit der Umschrift ,,GEMEINDE ROLLWITZ - LANDKREIS 
VORPOMMERN-GREi FSWALD". 

(3) Die Verwendung des Dienstsiegels durch Dritte bedarf der Genehmigung des 
Bürgermeisters. 

§2 
Rechte der Einwohner 

( 1) Der Bürgermeister kann aufgrund von wichtigen Vorhaben oder Vorkommnissen 
eine Versammlung der Einwohner der Gemeinde einberufen. 

(2) Anregungen und Vorschläge der Einwohnerversammlung in Selbstverwaltungs­ 
angelegenheiten, die in der Gemeindevertretersitzung behandelt werden 
müssen, sollen dieser in einer angemessenen Frist zur Beratung vorgelegt werden. 

(3) Die Einwohner erhalten die Möglichkeit, in einer Fragestunde vor Beginn des 
öffentlichen Teils der Gemeindevertretersitzung Fragen an alle Mitglieder der 
Gemeindevertretung sowie den Bürgermeister zu stellen. Vorschläge oder 
Anregungen dürfen sich dabei nicht auf Beratungsgegenstände der 
nachfolgenden Sitzung der Gemeindevertretung beziehen. Für die Fragestunde 
ist eine Zeit von bis zu 30 Minuten vorzusehen. 

(4) Der Bürgermeister ist verpflichtet, im öffentlichen Teil der Sitzung der 
Gemeindevertretung über wichtige Gemeindeangelegenheiten zu berichten. 

§3 
Gemeindevertretung 

( 1) Die Gemeindevertretersitzungen sind öffentlich. 
(2) Die Öffentlichkeit ist grundsätzlich in folgenden Fällen ausgeschlossen: 

a) einzelne Personalangelegenheiten außer Wahlen 
b) Steuer- und Abgabenangelegenheiten Einzelner 
c) Grundstücksgeschäfte 
d) Vergabe von Aufträgen 

(3) Sofern keine überwiegenden Belange des öffentlichen Wohls oder berechtigte 



Interessen einzelner betroffen sind, sind auch die Angelegenheiten der Ziffern l -4 
in öffentlicher Sitzung zu behandeln. 

(4) Anfragen von Gemeindevertretern sollen spätestens fünf Arbeitstage vor der 
Sitzung beim Bürgermeister eingereicht werden. 

(5) Mündliche Anfragen während der Gemeindevertretersitzung sollen, sofern sie 
nicht in der Sitzung selbst beantwortet werden, spätestens innerhalb von vierzehn 
Tagen schriftlich beantwortet werden. 

§4 

Ortsteilvertretung/ Ortsvorsteher 

Die Gemeinde besteht neben Rollwitz aus den Ortsteilen Schmarsow, Schmarsow­ 
Ausbau, Damerow und Züsedom. 
Es werden keine Ortsteilvertretungen gebildet. 

§5 
Ausschüsse 

( l) Dem Haupt- und Finanzausschuss gehören neben dem Bürgermeister drei weitere 
Mitglieder an. 

(2) Folgende Ausschüse werden gemäß§ 36 KV M-V gebildet: 
- Haupt- und Finanzausschuss für Personal- und Organisationsfragen, Finanz- und 
Haushaltswesen, Steuern, Gebühren, Beiträge und sonstige Abgaben sowie für 
die Entscheidungen üer die annahme oder Vermittlung von Spenden, 
Schenkungen und ähnlichen Zuwendungen im Sinne von§ 44 Abs. 4 KV M-V 
bis 500,00 €. 

- Gemeindeentwicklung, Bau und Verkehr für Flächennutzungsplanung, Bauleit­ 
planung, Wirtschaftsförderung, Hoch- und Tief- und Straßenbauangelegenheiten, 
Denkpflege, Probleme der Kleingartenanlagen, Umwelt-, Natur- und Land­ 
schaftspflege. Er setzt sich aus vier Gemeindevertretern und drei sachkundigen 
Einwohnern zusammen. 

(3) Die Sitzungen des Haupt- und Finanzausschusses sind nicht öffentlich, die der 
weiteren Ausschüsse sind öffentlich. § 3 Abs. 2 gilt entsprechend. 

§6 
Bürgermeister / Stellvertreter 

( l) Der Bürgermeister trifft Entscheidungenin folgenden Angelegenheiten: 

l. bei der Veräußerung, dem Erwerb, dem Tausch, der Bestellung von Erbbau­ 
rechten oder der Belastung von Grundstücken und grundstücksgleichen 
Rechten, Ausübung des gemeindlichen Vorkaufsrechts, bei Erwerb und 
Veräußerung von beweglichen Sachen und über sonstige Verträge, die auf 
einmalige Leistungen bis 3.000,00 € netto gerichtet sind sowie bei 



wiederkehrenden Leistungen bis 3.000,00 € netto jährlich, 

2. weiterhin entscheidet der Bürgermeister bei Stundungen über 5.000,00 € bis 
20.000,00 €, bei Niederschlagungen von Forderungen über 2.000,00 € bis 
10.000,00 €, bei Erlass von Ansprüchen über 2.000,00 bis 5.000,00 € und bei 
Aussetzung der Vollziehung über 5.000,00 € bis 10.000,00 €. 
Unterhalb dieser Wertgrenzen regelt dies die Verwaltung im Rahmen der 
Dienstanweisung. 

3. bei der Zustimmung zu außerplanmäßigen oder außerplanmäßigen Auf­ 
wendungen im Ergebnishaushalt bzw. bei Auszahlungen im Finanzhaushalt 
innerhalb einer Wertgrenze von 25.000,00 € bis zu 50.000,00 € je Aufwendung 
oder Auszahlung. 
Unterhalb dieser Wertgrenzen regelt dies die Verwaltung im Rahmen der 
Dienstanweisung. 

(2) Die Gemeindevertretung ist laufend über die Entscheidungen im Sinne des Abs. 1 
zu unterrichten. 

(3) Der Bürgermeister entscheidet über das Einvernehmen nach§ 36 Abs. 1 BauGB 
(Zulässigkeit von Vorhaben). 

(4) Der Bürgermeister entscheidet über die Annahme oder Vermittlung von Spenden, 
Schenkungen oder ähnliche Zuwendungen im Sinne von§ 44 Abs.4 KV M-V bis 
100,00 €. 

§7 
Entschädigung 

( 1) Der Bürgermeister erhält eine monatliche Aufwandsentschädigung von 
1 .000,00 €. lm Krankheitsfall wird diese Entschädigung sechs Wochen weiter 
gezahlt. Eine Weiterzahlung erfolgt auch bai urlaubsbedingter Abwesenheit, 
soweit diese zu vertretenden Zeiten nicht über drei Monate hinausgehen. 

(2) Sollte bei Verhinderung des Bürgermeisters ein konkretes Dienstgeschäft 
vorgenommen werden, erhalten die erste oder zweite stellvertretende Person 
für die Stellvertretung des Bürgermeisters ein Dreißigste! der Bürgermeister­ 
entschädigung nach Abs. 1 . 
Nach drei Monaten Vertretung erhält die stellvertretende Person die volle 
Aufwandsentschädigung nach Abs. 1 . Damit entfallen die Aufwands- 
schädigung für die Stellvertretung und das Sitzungsgeld. 

(3) Die Mitglieder der Gemeindevertretung erhalten für Sitzungen der Gemeinde­ 
vertretung und ihrer Ausschüsse ein Sitzungsgeld von 40,00 €. Gleiches gilt für die 
sachkundigen Einwohner für die Teilnahme an Sitzungen des Ausschusses in den 
sie gewählt worden sind. 
Ausschussvorsitzende erhalten für jede von Ihnen geleitete Ausschusssitzung 
60,00 €. 

(4) Pro Tag darf nur ein Sitzungsgeld gewährt werden. 



§8 
Öffentliche Bekanntmachung 

( 1) Satzungen sowie sonstige öffentliche Bekanntmachung der Gemeinde Rollwitz, 
die durch Rechtsvorschriften vorgegeben sind soweit es sich um solche nach 
Baugesetzbuch (BauGB) handelt, werden im Internet, zu erreichen über den 
Button ,,Ortsrecht" über die Homepage des Amtes Uecker-Randow-Tal unter 
der Adresse www.amt-uecker-randow-tal.de öffentlich bekannt gemacht. 
Unter der Anschrift ,,Amt Uecker-Randow-Tal - Der Amtsvorsteher-, 
Haußmannstraße 85, 17309 Pasewalk kann sich jedermann Satzungen der 
Gemeinde Rollwitz kostenpflichtig zusenden lassen. Textfassungen von allen 
Satzungen der Gemeinde Rollwitz werden unter obiger Adresse bereitgehalten 
und liegen zur Mitnahme dort aus. 
Die Bekanntmachung und Verkündung ist mit Ablauf des 1. Tages bewirkt, an 
dem die Bekanntmachung in der Form nach Satz 1 im Internet verfügbar ist. 
Dieser Tag wird in der Bekanntmachung vermerkt. 

(2) Satzungen sowie sonstige öffentliche Bekanntmachungen aufgrund von 
Vorschriften des BauGB erfolgen durch Abdruck in dem amtlichen 
Mitteilungsblatt ,,Pasewalker Nachrichten und Amtliches Mitteilungsblatt für das 
Amt Uecker-Randow-Tal". Das amtliche Mitteilungsblatt erscheint einmal 
monatlich und wird im Amtsgebiet kostenlos an alle erreichbaren Haushalte 
verteilt. Daneben ist sie gegen Erstattung der Kosten einzeln oder im Abonnement 
beim ,,Schibri-Verlag", Am Markt 22, 17335 Strasburg zu beziehen." 

(3) Auf die gesetzlich vorgeschriebene Auslegung von Plänen und Verzeichnissen ist 
im Internet wie im Absatz 1 hinzuweisen. Die Auslegungsfrist beträgt einen Monat, 
soweit nicht gesetzlich etwas anderes bestimmt ist. Beginn und Ende der 
Auslegung sind auf dem ausgelegten Exemplar mit Unterschrift und Dienstsiegel 
zu vermerken. 

(4) Vereinfachte Bekanntmachungen erfolgen durch Aushang an den 
Bekanntmachungstafeln bzw. durch Auslegung in der Stadtverwaltung Pasewalk!. 
Die Bekanntmachungstafeln befinden sich: 

Rollwitz - Prenzlauer Chaussee 6 
Rollwitz - Siedlung 5 
Rollwitz - An der Kindertagesstätte 
OT Schmarsow - Zur Uecker 5 
OT Schmarsow-Ausbau,Ausbau 3 
OT Damerow - Züsedomer Str. 26 
OT Züsedom - von Arnim-Straße (Neubau) 

(5) Ist die öffentliche Bekanntmachung einer ortsrechtlichen Bestimmung in der Form 
des Absatzes 1 in Folge höherer Gewalt oder sonstiger unabwendbarer Ereignisse 
nicht möglich, so ist diese mit Aushang an den Bekanntmachungstafeln zu 
veröffentlichen. Die Aushangfrist beträgt 14 Tage. ln diesen Fällen ist die 
Bekanntmachung in der Form nach Absatz 1 unverzüglich nachzuholen, sofern sie 
nicht durch Zeitablauf gegenstandslos geworden ist. 

(6) Die öffentliche Bekanntmachung der Sitzungen der Gemeindevertretung erfolgt 
durch Aushang an den Bekanntmachungstafeln. 



§9 
Inkrafttreten 

( l) Die Hauptsatzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
(2) Gleichzeitig treten die Hauptsatzung vom 12.06.2013 sowie die l. Änderung vom 

24.06.2014 und die 2. Änderung vom 20.12.2018 außer Kraft. 

Rollwitz, den~ ........ o29. 11. c2»A9 

Bürgermeister 

Die Genehmigung des Landkreises Vorpommern-Greifswald als zuständige untere 
Rechtsaufsichtsbehörde erfolgte mit Schreiben vom 22.11.2019. 

Bekannt gemacht durch Veröffentlichung auf der Homepage 
http:/ /Wv"{W.amt-uecker-randow-tal.de am c2. ¡f;;_ _o2,o,19 


